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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1974 Ausgegeben am 28. August 1974 144. Stück

5 3 8 . Übereinkommen zur Verminderung der Staatenlosigkeit samt Erklärungen der Republik
Österreich

5 3 9 . Protokoll über den Beitritt der ungarischen Volksrepublik zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen samt Anlagen A und B

538.
Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Übereinkommens sowie die Erklärungen der Republik
Österreich zu Art. 8 Abs. 3 lit. a Punkte i und ii des Übereinkommens werden genehmigt:

2. Das Übereinkommen samt Erklärungen der Republik Österreich ist im Sinne des Art. 50
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes durch die Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ZUR
VERMINDERUNG DER

STAATENLOSIGKEIT
DIE VERTRAGSSTAATEN

IN ÜBEREINSTIMMUNG
mit der am 4. Dezember 1954
von der Generalversammlung
der Vereinten Nationen ange-
nommenen Resolution 896 (IX)
und

IN DER ERWÄGUNG, daß
es wünschenswert ist, die
Staatenlosigkeit durch ein inter-
nationales Abkommen zu ver-
mindern,

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

(1) Jeder Vertragsstaat verleiht
einer in seinem Hoheitsgebiet
geborenen Person, die sonst
staatenlos wäre, seine Staats-
angehörigkeit. Diese Staatsange-
hörigkeit wird verliehen

a) bei der Geburt kraft Ge-
setzes oder

b) auf Grund eines vom Be-
troffenen oder in seinem
Namen nach der vom
innerstaatlichen Recht
vorgeschriebenen Weise
bei der zuständigen Be-
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hörde eingebrachten An-
trages. Vorbehaltlich des
Absatzes 2 darf der An-
trag nicht abgewiesen wer-
den.

Ein Vertragsstaat, dessen Recht
die Verleihung seiner Staats-
angehörigkeit nach Buchstabe b
dieses Absatzes vorsieht, kann
auch seine Staatsangehörigkeit
kraft Gesetzes in dem Alter und
unter den Voraussetzungen ver-
leihen, die durch das innerstaat-
liche Recht vorgeschrieben wer-
den.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
die Verleihung seiner Staats-
angehörigkeit nach Absatz 1
lit. b von einer oder mehreren
der folgenden Voraussetzungen
abhängig machen:

a) Der Antrag wird inner-
halb einer vom Vertrags-
staat festgesetzten Frist
eingebracht, die spätestens
mit dem vollendeten
18. Lebensjahr beginnt
und frühestens mit dem
vollendeten 21. Lebensjahr
endet, wobei jedoch der
Betroffene mindestens
über ein Jahr verfügen
können muß, um den An-
trag selbst zu stellen, ohne
daß er hiezu einer beson-
deren Genehmigung be-
darf;

b) der Betroffene hat wäh-
rend einer vom Vertrags-
staat festgesetzten Zeit-
dauer, welche die fünf der
Einbringung des Antrages
unmittelbar vorangehen-
den Jahre und insgesamt
zehn Jahre nicht über-
steigt, im Hoheitsgebiet
dieses Staates seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt;

c) der Betroffene ist weder
wegen einer strafbaren
Handlung gegen die
nationale Sicherheit schul-
dig erkannt noch wegen
einer gemeinen Straftat zu
einer Freiheitsstrafe von
mindestens fünf Jahren
verurteilt worden;

d) der Betroffene ist immer
staatenlos gewesen.
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(3) Ungeachtet der Absätze 1
lit. b und 2 erwirbt ein im
Hoheitsgebiet eines Vertrags-
staates geborenes eheliches Kind,
dessen Mutter die Staatsange-
hörigkeit dieses Staates besitzt,
bei seiner Geburt diese Staats-
angehörigkeit, sofern es sonst
staatenlos wäre.

(4) Hat eine Person die Staats-
angehörigkeit des Vertrags-
staates, in dessen Hoheitsgebiet
sie geboren ist, nicht erwerben
können, weil sie die Alters-
grenze für die Einbringung ihres
Antrages überschritten oder die
geforderten Aufenthaltsvoraus-
setzungen nicht erfüllt hat, so
verleiht ihr ein Vertragsstaat
seine Staatsangehörigkeit, wenn
sie sonst staatenlos wäre und
wenn zum Zeitpunkt ihrer Ge-
burt ein Elternteil die Staats-
angehörigkeit dieses Staates be-
sessen hat. Besaßen die Eltern
zum Zeitpunkt der Geburt des
Betroffenen nicht die gleiche
Staatsangehörigkeit, so wird die
Frage, ob sich die Staatsange-
hörigkeit der Person nach der
des Vaters oder der Mutter
richtet, nach dem innerstaat-
lichen Recht des Vertragsstaates,
dessen Staatsangehörigkeit ange-
strebt wird, beurteilt. Ist zur
Erlangung dieser Staatsange-
hörigkeit ein Antrag erforder-
lich, so ist er vom Antragsteller
oder in seinem Namen nach der
vom innerstaatlichen Recht des
betreffenden Staates vorgeschrie-
benen Weise bei der zuständigen
Behörde einzubringen. Vorbe-
haltlich des Absatzes 5 darf
dieser Antrag nicht abgewiesen
werden.

(5) Der Vertragsstaat kann die
Verleihung seiner Staatsange-
hörigkeit nach Absatz 4 von
einer oder mehreren der folgen-
den Voraussetzungen abhängig
machen:

a) Der Antrag wird einge-
bracht, bevor der Antrag-
steller ein vom Vertrags-
staat festgesetztes, 23 Jahre
nicht unterschreitendes
Alter vollendet hat;
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b) der Betroffene hat wäh-
rend einer vom Vertrags-
staat festgesetzten, drei
Jahre nicht übersteigenden
Zeitdauer unmittelbar vor
Einbringung des Antrages
im Hoheitsgebiet dieses
Staates seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt;

c) der Betroffene ist immer
staatenlos gewesen.

Artikel 2

Bis zum Beweis des Gegen-
teils gilt ein im Hoheitsgebiet
eines Vertragsstaates aufgefun-
dener Findling als in diesem
Hoheitsgebiet geboren und von
Eltern abstammend, welche die
Staatsangehörigkeit dieses Staa-
tes besitzen.

Artikel 3

Zur Festsetzung der Pflichten
des Vertragsstaates nach diesem
Übereinkommen gilt die Geburt
auf einem Schiff oder in einem
Luftfahrzeug als im Hoheits-
gebiet des Staates eingetreten,
dessen Flagge das Schiff führt
oder in dem das Luftfahrzeug
registriert ist.

Artikel 4

(1) Sofern ein Elternteil einer
nicht im Hoheitsgebiet eines
Vertragsstaates geborenen Per-
son zur Zeit ihrer Geburt
Staatsangehöriger eines Ver-
tragsstaates war, verleiht dieser
Vertragsstaat der Person seine
Staatsangehörigkeit, wenn sie
sonst staatenlos wäre. Besaßen
die Eltern zum Zeitpunkt der
Geburt des Betroffenen nicht die
gleiche Staatsangehörigkeit, so
wird die Frage, ob sich die
Staatsangehörigkeit der Person
nach der des Vaters oder der
Mutter richtet, nach dem inner-
staatlichen Recht des Vertrags-
staates, dessen Staatsangehörig-
keit angestrebt wird, beurteilt.
Die Staatsangehörigkeit nach
diesem Absatz wird verliehen
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a) kraft Gesetzes bei der Ge-
burt oder

b) auf Grund eines vom Be-
troffenen oder in seinem
Namen nach dem inner-
staatlichen Recht bei der
zuständigen Behörde ein-
gebrachten Antrages. Vor-
behaltlich des Absatzes 2
darf der Antrag nicht ab-
gewiesen werden.

(2) Jeder Vertragsstaat kann
die Verleihung seiner Staats-
angehörigkeit nach Absatz 1 von
einer oder mehreren der folgen-
den Voraussetzungen abhängig
machen:

a) der Antrag wird einge-
bracht, bevor der Antrag-
steller ein vom Vertrags-
staat festgesetztes, 23 Jahre
nicht unterschreitendes
Alter vollendet hat;

b) der Betroffene hat wäh-
rend einer vom Vertrags-
staat festgesetzten, drei
Jahre nicht übersteigenden
Zeitdauer unmittelbar vor
Einbringung des Antrages
im Hoheitsgebiet dieses
Staates seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt;

c) der Betroffene ist nicht
einer strafbaren Handlung
gegen die nationale Sicher-
heit schuldig erkannt wor-
den;

d) der Betroffene ist immer
staatenlos gewesen.

Artikel 5

(1) Zieht nach dem Recht
eines Vertragsstaates eine Ände-
rung des Personenstandes, wie
Eheschließung, Auflösung der
Ehe, Legitimation, Anerkennung
oder Annahme an Kindes Statt,
den Verlust der Staatsangehörig-
keit nach sich, so ist Voraus-
setzung für diesen Verlust der
Besitz oder der Erwerb einer
anderen Staatsangehörigkeit.
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(2) Verliert nach dem Recht
eines Vertragsstaates ein unehe-
liches Kind auf Grund einer An-
erkennung der Abstammung die
Staatsangehörigkeit dieses Staa-
tes, so ist ihm Gelegenheit zu
geben, sie auf Grund eines
schriftlichen Antrages bei der
zuständigen Behörde wiederzu-
erlangen; die für den Antrag
geltenden Erfordernisse dürfen
nicht strenger sein als die im
Artikel 1 Absatz 2 festgesetzten.

Artikel 6

Sieht das Recht eines Ver-
tragsstaates den Verlust der
Staatsangehörigkeit des Ehegat-
ten oder der Kinder einer Per-
son als Folge des Verlustes oder
der Entziehung der Staatsange-
hörigkeit derselben vor, so tritt
der Verlust nur ein, wenn diese
eine andere Staatsangehörigkeit
besitzen oder erwerben.

Artikel 7

(1) a) Gestattet das Recht
eines Vertragsstaates den
Verzicht auf die Staats-
angehörigkeit, so zieht die-
ser Verzicht nur dann den
Verlust der Staatsange-
hörigkeit nach sich, wenn
der Betroffene eine andere
Staatsangehörigkeit be-
sitzt oder erwirbt.

b) Die Bestimmung des Buch-
staben a ist nicht anzu-
wenden, wenn sie mit den
Grundsätzen unvereinbar
wäre, die in den Arti-
keln 13 und 14 der am
10. Dezember 1948 von
der Generalversammlung
der Vereinten Nationen
angenommenen Allgemei-
nen Erklärung der Men-
schenrechte enthalten sind.

(2) Ein Staatsangehöriger eines
Vertragsstaates, der in einem
fremden Land die Einbürgerung
anstrebt, verliert seine Staats-
angehörigkeit nur dann, wenn
er die Staatsangehörigkeit die-
ses fremden Landes erwirbt oder
die Zusicherung des Erwerbes
erhalten hat.
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(3) Vorbehaltlich der Bestim-
mungen der Absätze 4 und 5
verliert ein Staatsangehöriger
eines Vertragsstaates weder auf
Grund der Tatsache, daß er das
Land verläßt, seinen Aufenthalt
im Ausland hat oder der Regi-
strierungspflicht nicht nach-
kommt, noch aus irgendeinem
ähnlichen Grund seine Staats-
angehörigkeit, wenn er dadurch
staatenlos wird.

(4) Einer eingebürgerten Per-
son kann auf Grund eines Aus-
landsaufenthaltes, dessen vom
Vertragsstaat festgesetzte Min-
destdauer sieben aufeinander-
folgende Jahre nicht übersteigen
darf, ihre Staatsangehörigkeit
entzogen werden, sofern sie
nicht der zuständigen Behörde
ihre Absicht mitteilt, die Staats-
angehörigkeit beizubehalten.

(5) Sind Staatsangehörige eines
Vertragsstaates außerhalb seines
Hoheitsgebietes geboren wor-
den, so kann das Recht dieses
Staates die Beibehaltung ihrer
Staatsangehörigkeit nach Ablauf
eines Jahres ab Erreichung der
Volljährigkeit vom Aufenthalt
im Vertragsstaat zu diesem Zeit-
punkt oder von der Registrie-
rung bei der zuständigen Be-
hörde abhängig machen.

(6) Mit Ausnahme der in die-
sem Artikel vorgesehenen Fälle
verliert niemand die Staatsange-
hörigkeit eines Vertragsstaates,
wenn er dadurch staatenlos-
würde, selbst wenn dieser Ver-
lust durch keine andere Bestim-
mung dieses Übereinkommens:
ausdrücklich verboten ist.

Artikel 8

(1) Kein Vertragsstaat entzieht
einer Person seine Staatsange-
hörigkeit, wenn diese Entzie-
hung sie staatenlos macht.

(2) Ungeachtet der Bestim-
mung des Absatzes 1 kann einer
Person die Staatsangehörigkeit
eines Vertragsstaates entzogen
werden:

a) in den Fällen, in denen
es nach Artikel 7 Absatz 4
und 5 zulässig ist, daß eine



2262 144. Stück — Ausgegeben am 28. August 1974 — Nr. 538

Person ihre Staatsange-
hörigkeit verliert;

b) wenn die Staatsangehörig-
keit durch eine unrichtige
Erklärung oder eine be-
trügerische Handlung er-
worben worden ist.

(3) Ungeachtet der Bestim-
mung des Absatzes 1 kann sich
jeder Vertragsstaat das Recht
vorbehalten, einer Person seine
Staatsangehörigkeit zu entzie-
hen, sofern er zum Zeitpunkt
der Unterzeichnung, der Ratifi-
kation oder des Beitrittes den
Vorbehalt dieses Rechtes aus
einem oder mehreren der fol-
genden Gründe, die das inner-
staatliche Recht zu diesem Zeit-
punkt vorsieht, anmeldet:

a) daß die Person im Wider-
spruch zu ihrer Treue-
pflicht gegenüber dem
Vertragsstaat

i) unter Mißachtung
eines ausdrücklichen
Verbotes des Ver-
tragsstaates einem
anderen Staat Dienste
geleistet oder solche
Dienstleistungen fort-
gesetzt oder von
einem anderen Staat
Vergütungen bezogen
oder den Bezug sol-
cher Vergütungen
fortgesetzt hat, oder

ii) ein den lebenswich-
tigen Interessen des
Vertragsstaates in
schwerwiegender Wei-
se abträgliches Verhal-
ten an den Tag gelegt
hat;

b) daß die Person einen
Treueeid oder eine for-
melle Treueerklärung ge-
genüber einem anderen
Staat abgegeben oder mit
deutlichen Anzeichen ihre
Entschlossenheit bekundet
hat, dem Vertragsstaat die
Treue aufzukündigen.

(4) Jeder Vertragsstaat übt das
ihm nach Absatz 2 und 3 ein-
geräumte Recht, einer Person
seine Staatsangehörigkeit zu ent-
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ziehen, nur in Übereinstimmung
mit den rechtlichen Bestimmun-
gen aus, die dem Betroffenen
das Recht geben, alle Verteidi-
gungsmittel vor einem Gericht
oder einem anderen unabhängi-
gen Organ geltend zu machen.

Artikel 9

Kein Vertragsstaat entzieht
einer Person oder Gruppe von
Personen aus rassischen, ethni-
schen, religiösen oder politischen
Gründen seine Staatsangehörig-
keit.

Artikel 10

(1) Alle zwischen Vertrags-
staaten geschlossenen Verträge
über Gebietsabtretung haben
Bestimmungen zu enthalten, die
sicherstellen, daß infolge der
Abtretung niemand staatenlos
wird. Jeder Vertragsstaat wird
sich nach Kräften dafür einset-
zen, daß alle derartigen von ihm
mit einem an diesem Überein-
kommen nicht beteiligten Staat
abgeschlossenen Verträge solche
Bestimmungen enthalten.

(2) In Ermangelung solcher Be-
stimmungen verleiht ein Ver-
tragsstaat, dem Gebiete abge-
treten werden oder der auf
andere Weise Gebiete erwirbt,
seine Staatsangehörigkeit den
Personen, die andernfalls infolge
der Abtretung oder des Erwer-
bes staatenlos würden.

Artikel 11

Nach Hinterlegung der sech-
sten Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunde werden die Ver-
tragsstaaten so bald wie möglich
die Errichtung eines Organes im
Rahmen der Vereinten Nationen
fordern, an das sich Personen,
die sich auf dieses Übereinkom-
men berufen, zur Prüfung ihres
Anspruches und um Unter-
stützung bei dessen Einbringung
bei der zuständigen Behörde
wenden können.

Artikel 12

(1) Hinsichtlich eines Vertrags-
staates, der seine Staatsange-
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hörigkeit nicht nach Artikel 1,
Absatz 1 oder Artikel 4 bei der
Geburt kraft Gesetzes verleiht,
gilt je nach dem Falle Artikel 1
Absatz 1 oder Artikel 4 sowohl
für Personen, die vor, als auch
für solche, die nach dem In-
krafttreten des Übereinkom-
mens geboren worden sind.

(2) Artikel 1 Absatz 4 gilt so-
wohl für Personen, die vor, als
auch für solche, die nach seinem
Inkrafttreten geboren worden
sind.

(3) Artikel 2 gilt nur für die
im Hoheitsgebiet eines Vertrags-
staates nach dem Inkrafttreten
des Übereinkommens für diesen
Staat aufgefundenen Findlinge.

Artikel 13

Die Bestimmungen dieses
Übereinkommens stehen der
Anwendung von für die Ver-
minderung der Staatenlosigkeit
günstigeren Bestimmungen nicht
entgegen, die im gegenwärtigen
oder zukünftig geltenden Recht
eines Vertragsstaates oder in
einem anderen gegenwärtig
oder zukünftig in Geltung
stehenden Übereinkommen,
Vertrag oder Abkommen zwi-
schen zwei oder mehreren Ver-
tragsstaaten enthalten sein
mögen.

Artikel 14

Jede Streitigkeit zwischen den
Vertragsstaaten über die Aus-
legung oder die Anwendung
dieses Übereinkommens, die
durch andere Mittel nicht bei-
gelegt werden kann, ist auf Ver-
langen einer der an dem Streit-
fall beteiligten Parteien dem
Internationalen Gerichtshof zu
unterbreiten.

Artikel 15

(1) Dieses Übereinkommen
gilt für alle sich nicht selbst
regierenden Gebiete, Treuhand-
gebiete, Kolonien und andere
nicht zum Mutterlande gehöri-
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gen Gebiete, für deren inter-
nationale Beziehungen ein Ver-
tragsstaat verantwortlich ist;
vorbehaltlich der Bestimmungen
des Absatzes 2 hat der betref-
fende Vertragsstaat zum Zeit-
punkt der Unterzeichnung, der
Ratifikation oder des Beitritts
das nicht zum Mutterlande ge-
hörige Gebiet oder die nicht
zum Mutterlande gehörigen Ge-
biete bekanntzugeben, für die
das Übereinkommen auf Grund
der Unterzeichnung, der Ratifi-
kation oder des Beitritts ohne
•weiteres Gültigkeit hat.

(2) In allen Fällen, in denen
ein nicht zum Mutterlande ge-
höriges Gebiet hinsichtlich der
Staatsangehörigkeit nicht als
Einheit mit dem Mutterlande
angesehen wird, sowie in allen
Fällen, in denen nach den ver-
fassungsrechtlichen Gesetzen
oder Gepflogenheiten des Ver-
tragsstaates oder des nicht zum
Mutterlande gehörigen Gebietes
zur Anwendung des Überein-
kommens auf dieses Gebiet die
vorherige Zustimmung des nicht
zum Mutterlande gehörigen Ge-
bietes erforderlich ist, hat sich
der Vertragsstaat zu bemühen,
die erforderliche Zustimmung
des nicht zum Mutterlande ge-
hörigen Gebietes innerhalb einer
Frist von zwölf Monaten ab
Unterzeichnung des Überein-
kommens durch den betreffen-
den Vertragsstaat zu erwirken
und dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen anzuzeigen,
sobald diese Zustimmung er-
langt worden ist. Dieses Über-
einkommen gilt für das in einer
solchen Anzeige angeführte Ge-
biet oder die dort angeführten
Gebiete ab dem Zeitpunkt des
Erhaltes der Anzeige durch den
Generalsekretär.

(3) Nach Ablauf der im Ab-
satz 2 angeführten Frist von
zwölf Monaten geben die Ver-
tragsstaaten dem Generalsekre-
tär Kenntnis von den Ergeb-
nissen der Beratung mit den
nicht zum Mutterlande gehöri-
gen Gebieten, für deren inter-
nationale Beziehungen sie ver-
antwortlich sind und deren Zu-
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stimmung zur Anwendung die-
ses Übereinkommens- nicht er-
teilt worden ist.

Artikel 16

(1) Dieses Übereinkommen
liegt vom 30. August 1961 bis
zum 31. Mai 1962 am Sitz der
Vereinten Nationen zur Unter-
zeichnung auf.

(2) Dieses Übereinkommen
liegt zur Unterzeichnung auf für

a) jeden Mitgliedsstaat der
Vereinten Nationen;

b) jeden anderen zur Teil-
nahme an der Konferenz
der Vereinten Nationen
über die Beseitigung oder
Verminderung künftiger
Staatenlosigkeit eingelade-
nen Staat;

c) jeden Staat, an den von
der Generalversammlung
der Vereinten Nationen
eine Einladung zur Unter-
zeichnung oder zum Bei-
tritt gerichtet wird.

(3) Dieses Übereinkommen be-
darf der Ratifizierung; die
Ratifikationsurkunden sind
beim Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zu hinterlegen.

(4) Dieses Übereinkommen
steht den im Absatz 2 ange-
führten Staaten zum Beitritt
offen. Der Beitritt geschieht
durch Hinterlegung einer Bei-
trittsurkunde beim General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen.

Artikel. 17

(1) Zum Zeitpunkt der Unter-
zeichnung, der Ratifizierung
oder des Beitrittes kann jeder
Staat zu den Artikeln 11, 14
oder 15 einen Vorbehalt anmel-
den.

(2) Andere Vorbehalte zu die-
sem Übereinkommen sind nicht
zulässig.

Artikel 18

(1) Dieses Übereinkommen
tritt zwei Jahre nach der Hin-
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terlegung der sechsten Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde in
Kraft.

(2) Für jeden Staat, der dieses
Übereinkommen nach Hinter-
legung der sechsten Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde
dieses Übereinkommens ratifi-
ziert oder ihm beitritt, tritt es
am 90. Tage nach der Hinter-
legung seiner Ratifikations- oder
Beitrittsurkunde öder zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses
Übereinkommens nach den Be-
stimmungen des Absatzes 1 in
Kraft, je nachdem, welcher Zeit-
punkt der spätere ist.

Artikel 19

(1) Jeder Vertragsstaat kann
dieses Übereinkommen jederzeit
durch eine an den General-
sekretär der Vereinten Nationen
gerichtete Notifikation kündi-
gen. Die Kündigung wird für
den betreffenden Vertragsstaat
ein Jahr nach ihrem Empfang
durch den Generalsekretär wirk-
sam.

(2) In Fällen, in denen dieses
Übereinkommen nach den Be-
stimmungen des Artikels 15 für
ein nicht zum Mutterlande ge-
höriges Gebiet eines Vertrags-
staates Geltung erlangt hat,
kann dieser Staat in der Folge
mit Zustimmung des betreffen-
den Gebietes den Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
jederzeit davon verständigen,
daß dieses Übereinkommen mit
ausschließlicher Wirksamkeit für
das betreffende Gebiet gekün-
digt wird. Die Kündigung wird
ein Jahr nach ihrem Empfang
durch den Generalsekretär
wirksam, und dieser benach-
richtigt alle anderen Vertrags-
staaten von der Verständigung
und dem Zeitpunkt ihres Emp-
fanges.

Artikel 20

(1) Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen verständigt
alle Mitgliedsstaaten der Ver-
einten Nationen sowie die im



2268 144. Stück — Ausgegeben am 28. August 1974 — Nr. 538

Artikel 16 genannten Nicht-
Mitgliedsstaaten von

a) Unterzeichnungen, Ratifi-
kationen und Beitritten
nach Artikel 16;

b) Vorbehalten nach Arti-
kel 17;

c) dem Zeitpunkt, zu dem
dieses Übereinkommen
nach Artikel 18 in Kraft
tritt;

d) Kündigungen nach Arti-
kel 19.

(2) Spätestens nach Hinter-
legung der sechsten Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde be-
faßt der Generalsekretär der
Vereinten Nationen die Gene-
ralversammlung mit der Frage
der im Artikel 11 vorgesehenen
Errichtung des darin genannten
Organs.

Artikel 21

Dieses Übereinkommen wird
vom Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zum Zeitpunkt
seines Inkrafttretens registriert.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten Be-
vollmächtigten dieses Überein-
kommen unterschrieben.

GESCHEHEN ZU New
York, am 30. August 1961, in
einer Ausfertigung, deren chine-
sischer, englischer, französischer,
russischer und spanischer Wort-
laut gleichermaßen verbindlich
ist, die im Archiv der Vereinten
Nationen hinterlegt wird und
von der durch den General-
sekretär der Vereinten Nationen
allen Mitgliedern der Vereinten
Nationen sowie den im Arti-
kel 16 angeführten Nicht-Mit-
gliedsstaaten beglaubigte Ab-
schriften zugestellt werden.
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Erklärungen der Republik
Österreich

Erklärungen zu Artikel 8,
Absatz 3, lit. a, Punkte i

und ii
Österreich erklärt, sich das

Recht vorzubehalten, einer Per-
son seine Staatsbürgerschaft zu
entziehen, die freiwillig in den
Militärdienst eines fremden
Staates eintritt.

(Paragraph 32 des Staatsbürger-
schaftsgesetzes 1965.)

Österreich erklärt, sich das
Recht vorzubehalten, einer Per-
son seine Staatsbürgerschaft zu
entziehen, die im Dienst eines
fremden Staates steht, wenn sie
durch ihr Verhalten die Inter-
essen oder das Ansehen der
Republik Österreich erheblich
schädigt.

(Paragraph 33 des Staatsbürger-
schaftsgesetzes 1965.)

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für
Inneres und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnete Beitrittsurkunde
wurde am 22. September 1972 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; das Über-
einkommen tritt gemäß seinem Art. 18 Abs. 1 am 13. Dezember 1975 in Kraft.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten ihre
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde hinterlegt:

Australien, Irland, Norwegen, Schweden und das Vereinigte Königreich von Großbritannien
und Nordirland (einschließlich Antigua, Bahamas, Barbados, Basutoland, Betschuanaland, Bermuda,
Britisch Guyana, Britisch Honduras, Britisches Protektorat der Salomon-Inseln, Cayman-Inseln,
Kanal-Inseln, Dominica, Falkland-Inseln, Fidschi, Gibraltar, Gilbert- und Ellice-Inseln, Grenada,
Hongkong, Insel Man, Mauritius, Montserrat, St. Helena, St. Kitts, St. Lucia, St. Vincent,
Seychellen, Swasiland, Turks- und Caicos-Inseln und Jungfern-Inseln, jedoch ausgenommen Aden,
Protektorat Südarabien, Brunei, Südrhodesien und Tonga).

Irland hat anläßlich der Hinterlegung seiner Beitrittsurkunde nachstehende Erklärung abge-
geben:

„Gemäß den Bestimmungen des Art. 8 Abs. 3 des Übereinkommens behält sich Irland
das Recht vor, einem eingebürgerten irischen Bürger seine Bürgerrechte auf Grund des Abschnit-
tes 19 (1) (b) des Irischen Staatsangehörigen- und Bürgerschaftsgesetzes 1956 aus den im vorge-
nannten Absatz angeführten Gründen zu entziehen."

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland hat anläßlich der Hinter-
legung seiner Ratifikationsurkunde die in Art. 8 Abs. 3 lit. a Punkte i und ii vorgesehenen Vor-
behalte erklärt.

Häuser
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539.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlagen A und B wird genehmigt.

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN
BEITRITT DER UNGARI-
SCHEN VOLKSREPUBLIK
ZUM ALLGEMEINEN
ZOLL- UND HANDELS-

ABKOMMEN

Die Regierungen, die Ver-
tragsparteien des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
sind (im folgenden als „Ver-
tragsparteien" bzw. als „All-
gemeines Abkommen" bezeich-
net), die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft und die Re-
gierung der ungarischen Volks-
republik (im folgenden als
„Ungarn" bezeichnet),

UNTER BERÜCKSICHTI-
GUNG des Ansuchens Ungarns
vom 9. Juli 1969 um Beitritt
zum Allgemeinen Abkommen,

UNTER BEDACHTNAHME
auf das Ergebnis der diesbe-
züglichen Verhandlungen,

SIND durch ihre Vertreter
wie folgt übereingekommen:

Teil I — Allgemeine Be-
stimmungen

(1) Ungarn wird, sobald dieses
Protokoll gemäß Ziffer 11 in
Kraft tritt, zu einer Vertrags-
partei des Allgemeinen Abkom-
mens im Sinne seines Ar-
tikels XXXII und wendet
gegenüber Vertragsparteien vor-
läufig und nach Maßgabe dieses
Protokolls an:

a) Die Teile I, III und IV
des Allgemeinen Abkommens,
und

b) Teil II des Allgemeinen
Abkommens im größtmög-
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lichen Ausmaß, das mit seinen
am Tage des Datums des Proto-
kolls bestehenden Rechtsvor-
schriften vereinbar ist.

Die Verpflichtungen, die in
Artikel I Absatz 1 des Allge-
meinen Abkommens gemäß
einer Bezugnahme auf Ar-
tikel III enthalten sind, sowie
die Verpflichtungen, die in Ar-
tikel II Absatz 2 lit. b gemäß
einer Bezugnahme auf Arti-
kel VI des Allgemeinen Ab-
kommens enthalten sind, wer-
den für die Zwecke dieser Ziffer
als zum Teil II gehörig ange-
sehen.

(2) a) Falls in diesem Proto-
koll nichts anderes bestimmt ist,
sind die von Ungarn gegenüber
Vertragsparteien anzuwenden-
den Bestimmungen des Allge-
meinen Abkommens diejenigen,
die in dem Text enthalten sind,
welcher der Schlußakte der
2. Tagung des Vorbereitenden
Komitees der Konferenz der
Vereinten Nationen für Handel
und Beschäftigung angeschlos-
sen ist, und zwar in der durch
solche Übereinkommen berich-
tigten, ergänzten oder auf
andere Weise geänderten Fas-
sung, die am Tage, an dem
Ungarn Vertragspartei wird, in
Kraft stehen.

b) In den Fällen, in denen
Artikel V Absatz 6, Artikel VII
Absatz 4 lit. d und Artikel X
Absatz 3 lit. c des Allgemeinen
Abkommens auf das Datum
jenes Abkommens Bezug neh-
men, ist für Ungarn das Datum
dieses Protokolls anzuwenden.

(3) a) Ziffer 1 hindert Ungarn
nicht, seine bestehenden Han-
delsvorschriften hinsichtlich
Waren beizubehalten, die aus
den in der Anlage A genannten
Ländern stammen oder für
diese bestimmt sind.
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b) Ungarn verpflichtet sich,
daß seine Handelsvorschriften
oder jede Änderung in diesen,
oder jede Ausdehnung der Liste
der Länder, auf die in vorher-
gehender lit. Bezug genommen
wird, seine Verpflichtungen
nicht beeinträchtigt, Vertrags-
parteien nicht diskriminiert
oder auf andere Weise zu deren
Nachteil gehandhabt wird.

(4) a) Vertragsparteien, die für
Einfuhren aus Ungarn noch
Verbote oder mengenmäßige
Beschränkungen aufrechterhal-
ten, die mit Artikel XIII des
Allgemeinen Abkommens nicht
vereinbar sind, werden das dis-
kriminierende Element in die-
sen Beschränkungen nicht ver-
stärken und verpflichten sich,
sie allmählich abzubauen.

b) Wenn aus außergewöhn-
lichen Gründen solche Verbote
oder Beschränkungen nach dem
1. Jänner 1975 noch in Kraft
sind, wird die in Ziffer 6 vor-
gesehene Arbeitsgruppe sie im
Hinblick auf ihre Beseitigung
überprüfen.

c) Zu diesem Zweck notifi-
zieren Vertragsparteien mit In-
krafttreten dieses Protokolls,
am 1. Jänner 1975 und danach
vor den Konsultationen gemäß
nachstehender Ziffer 6, diskri-
minierende Verbote und men-
genmäßige Beschränkungen, die
noch auf Einfuhren aus Ungarn
angewendet werden. Solche
Notifikationen haben eine Liste
der Waren, die diesen Verboten
und Beschränkungen unterlie-
gen, unter Angabe der Art der
angewendeten Beschränkungen
(Einfuhrquoten, Lizenzierungs-
systeme, Embargos usw.) als
auch des Wertes des Handels-
austausches bei den betreffenden
Waren sowie die Maßnahmen,
die im Hinblick auf die Beseiti-
gung dieser Verbote und Be-
schränkungen gemäß den vor-
stehenden lit. gesetzt wurden,
zu enthalten.

(5) a) Wird im Handelsver-
kehr zwischen Ungarn und
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Vertragsparteien eine Ware in
derart erhöhten Mengen oder
unter solchen Bedingungen ein-
geführt, daß dadurch den in-
ländischen Erzeugern gleich-
artiger oder unmittelbar kon-
kurrierender Waren ein ernst-
hafter Schaden zugefügt wird
oder zugefügt zu werden droht,
so finden die Bestimmungen der
lit. b bis e dieser Ziffer An-
wendung.

b) Ungarn oder die betref-
fende Vertragspartei kann um
Konsultationen ersuchen. Jedes
derartige Ersuchen ist den
VERTRAGSPARTEIEN zu no-
tifizieren. Wenn als Ergebnis
solcher Konsultationen aner-
kannt wird, daß eine Situation
gemäß vorstehender lit. a be-
steht, so werden die Ausfuhren
eingeschränkt und andere Maß-
nahmen getroffen werden, um
den Schaden zu verhüten oder
zu beheben, einschließlich, wenn
möglich, Maßnahmen hinsicht-
lich der Ausfuhrpreise.

c) Sollte bei einer Konsul-
tation gemäß lit. b ein Überein-
kommen zwischen den betrof-
fenen Vertragsparteien nicht zu
erzielen sein, so kann die An-
gelegenheit den VERTRAGS-
PARTEIEN vorgelegt werden,
welche die Angelegenheit un-
verzüglich untersuchen werden
und geeignete Empfehlungen an
Ungarn oder an die betreffende
Vertragspartei richten können.

d) Wenn trotz der in vor-
stehenden lit. b und c genann-
ten Vorgangsweise ein Über-
einkommen zwischen den be-
troffenen Vertragsparteien noch
nicht erzielt ist, so steht es der
betreffenden Vertragspartei
frei, die Einfuhren der betref-
fenden Ware in dem Ausmaß
und für so lange einzuschränken,
als dies notwendig ist, um den
Schaden zu verhüten oder zu
beheben. Der anderen Partei
steht es sodann frei, von ihren
Verpflichtungen gegenüber der
betreffenden Vertragspartei hin-
sichtlich eines im wesentlichen
gleichwertigen Handelsvolu-
mens abzuweichen.
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e) In Fällen besonderer
Dringlichkeit, in denen ein Auf-
schub eine schwer gutzu-
machende Schädigung verur-
sachen würde, kann vorläufig
eine solche vorbeugende oder
behebende Maßnahme ohne
vorhergehende Konsultationen
unter der Bedingung getroffen
werden, daß Konsultationen
unmittelbar nach Einleitung
dieser Maßnahme stattfinden.

(6) a) Im Rahmen einer Ar-
beitsgruppe, die zu diesem
Zweck geschaffen wird, sind
Konsultationen zwischen Un-
garn und den VERTRAGS-
PARTEIEN alle zwei Jahre,
oder in jedem anderen Jahr auf
das ausdrückliche Verlangen
einer Vertragspartei oder Un-
garns, abzuhalten, um die
Wirksamkeit dieses Protokolls
und die Entwicklung des gegen-
seitigen Handels zwischen Un-
garn und den Vertragsparteien
zu überprüfen.

b) Während dieser Konsul-
tationen ist der Wirksamkeit
der Ziffer 3 lit. b dieses Proto-
kolls besondere Aufmerksam-
keit zu widmen. Die Parteien
werden über die Entwicklung
der ungarischen Einfuhren aus
Vertragsparteien als auch der
Vorschriften, die den ungari-
schen Außenhandel beeinflus-
sen, konsultieren. Zu diesem
Zweck wird die Arbeitsgruppe
alle Gesichtspunkte der Ent-
wicklung der ungarischen Ein-
fuhren auf der Grundlage der
unter anderem von Ungarn zur
Verfügung gestellten diesbezüg-
lichen Information prüfen.

c) Die Arbeitsgruppe kann ge-
eignete Empfehlungen hinsicht-
lich jedes aufgeworfenen Pro-
blems erstatten.

d) Die Konsultationen haben
den in der Anlage B dieses Pro-
tokolls aufgestellten Richtlinien
zu folgen.

(7) In Übereinstimmung mit
der Vorgangsweise gemäß Zif-
fer 6 oder nicht weniger als
drei Monate vor einer Konsul-
tation gemäß dieser Ziffer kann
eine Vertragspartei Ungarn
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oder Ungarn eine Vertragspartei
um Aufnahme von Konsul-
tationen ersuchen. Jedes der-
artige Ersuchen ist den VER-
TRAGSPARTEIEN zu notifi-
zieren. Sollte eine solche Konsul-
tation zu keinem für die Ver-
tragspartei oder für Ungarn zu-
friedenstellenden Ergebnis füh-
ren, so kann jene Vertragspartei
gegenüber Ungarn oder Ungarn
gegenüber jener Vertragspartei
die Anwendung von Zugeständ-
nissen oder anderen Verpflich-
tungen aus dem Allgemeinen
Abkommen aussetzen, soweit
dies für notwendig erachtet
wird, und hat die VERTRAGS-
PARTEIEN von jeder solchen
Maßnahme umgehend zu be-
nachrichtigen. Über Ersuchen
der betreffenden Vertragspartei
oder jeder anderen Vertrags-
partei, die ein besonderes In-
teresse am Gegenstand der Kon-
sultation hat, oder über Er-
suchen Ungarns werden die
VERTRAGSPARTEIEN mit
der betreffenden Vertragspartei
und mit Ungarn Konsultationen
abhalten. Sollten solche Konsul-
tationen zu keiner Übereinstim-
mung zwischen der Vertrags-
partei und Ungarn führen und
sollte die Vertragspartei oder
Ungarn weiter nach dieser Ziffer
handeln, so steht es Ungarn
oder der Vertragspartei wäh-
rend einer solchen Maßnahme
frei, die Anwendung derartiger
Zugeständnisse oder anderer
Verpflichtungen aus diesem Pro-
tokoll gegenüber dieser Ver-
tragspartei oder gegenüber Un-
garn in einem gleichwertigen
Ausmaß auszusetzen, soweit dies
für notwendig erachtet wird.

(8) Ungarn behält sich seinen
Standpunkt hinsichtlich der Be-
stimmungen des Artikels XV
Absatz 6 des Allgemeinen Ab-
kommens vor, verpflichtet sich
aber, so lange Ungarn nicht Mit-
glied des Internationalen Wäh-
rungsfonds ist, in Währungsfra-
gen gemäß den Zielen des All-
gemeinen Abkommens und in
voller Übereinstimmung mit
den Prinzipien zu handeln, die
in dem von den VERTRAGS-
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PARTEIEN in ihrer Resolution
vom 20. Juni 1949 angenom-
menen Sonderabkommen über
den Zahlungsverkehr enthalten
sind. Ungarn wird den VER-
TRAGSPARTEIEN umgehend
über jede von ihm getroffene
Maßnahme berichten, die den
VERTRAGSPARTEIEN hätte
berichtet werden müssen, wenn
Ungarn das Sonderabkommen
über den Zahlungsverkehr un-
terzeichnet hätte. Ungarn wird
jederzeit, vorausgesetzt, daß
dies 30 Tage vorher angekün-
digt wird, über Ersuchen einer
Vertragspartei mit den VER-
TRAGSPARTEIEN in Konsul-
tationen eintreten, wenn diese
Vertragspartei der Auffassung
ist, daß Ungarn Währungsmaß-
nahmen ergriffen hat, die eine
ins Gewicht fallende Wirkung
auf die Anwendung der Be-
stimmungen des Allgemeinen
Abkommens haben könnten
oder mit den Grundsätzen oder
Zielsetzungen des Sonderabkom-
mens über den Zahlungsverkehr
unvereinbar ist. Sollten die
VERTRAGSPARTEIEN als Er-
gebnis einer solchen Konsulta-
tion finden, daß Ungarn eine
Währungsmaßnahme entgegen
den Zielen des Allgemeinen Ab-
kommens ergriffen hat, so kön-
nen sie bestimmen, daß der
gegenwärtige Vorbehalt nicht
mehr anzuwenden ist; Ungarn
ist daraufhin an die Bestim-
mungen des Artikels XV Ab-
satz 6 des Allgemeinen Abkom-
mens gebunden.

Teil II — Liste der Zoll-
zugeständnisse

(9) Sobald dieses Protokoll in
Kraft tritt, wird die Liste in
der Anlage C zu einer Liste des
Allgemeinen Abkommens be-
züglich Ungarns.

Teil III — Schlußbestimmungen

(10) Dieses Protokoll wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN hinterlegt.
Es liegt zur Unterzeichnung
durch Ungarn bis 31. Dezember
1973 auf. Es liegt auch zur Un-
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terzeichnung durch Vertrags-
parteien und die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft auf.

(11) Dieses Protokoll tritt am
dreißigsten Tag nach dem Tage
seiner Unterzeichnung durch
Ungarn in Kraft.

(12) Nachdem Ungarn nach
Ziffer 1 dieses Protokolls eine
Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann
es dem Allgemeinen Abkommen
auf Grund der anwendbaren Be-
stimmungen dieses Protokolls
durch Hinterlegung einer Bei-
trittsurkunde beim General-
direktor beitreten. Dieser Bei-
tritt wird an dem Tag wirksam,
an dem das Allgemeine Abkom-
men nach Artikel XXVI in
Kraft tritt oder am dreißigsten
Tag nach dem Tage der Hinter-
legung der Beitrittsurkunde, je
nachdem, welcher Zeitpunkt
der spätere ist. Der Beitritt zum
Allgemeinen Abkommen gemäß
dieser Ziffer wird für die
Zwecke des Artikels XXXII
Absatz 2 jenes Abkommens als
Annahme des Abkommens ge-
mäß seinem Artikel XXVI Ab-
satz 4 angesehen.

(13) Ungarn kann die vorläu-
fige Anwendung des Allgemei-
nen Abkommens vor seinem
Beitritt zu diesem gemäß Zif-
fer 12 zurücknehmen. Eine der-
artige Zurücknahme wird am
sechzigsten Tag nach dem Tage
wirksam, an dem eine schrift-
liche Mitteilung hierüber beim
Generaldirektor einlangt.

(14) Der Generaldirektor über-
mittelt unverzüglich eine be-
glaubigte Abschrift dieses Pro-
tokolls und eine Notifikation
über jede Unterzeichnung des-
selben gemäß Ziffer 10 an jede
Vertragspartei, an die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft,
an Ungarn und an jede Regie-
rung, die dem Allgemeinen Ab-
kommen vorläufig beigetreten
ist.

(15) Dieses Protokoll wird
nach Artikel 102 der Satzung
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der Vereinten Nationen regi-
striert.

GESCHEHEN zu Genf am
achten August neunzehnhun-
dertdreiundsiebzig, in einer ein-
zigen Urschrift in englischer
und französischer Sprache, wo-
bei beide Texte authentisch
sind.

Anlage A

LISTE DER LÄNDER 1), AUF
DIE IN ZIFFER 3 LIT. a DES
PROTOKOLLS BEZUG GE-

NOMMEN WIRD

Albanien, Bulgarien, die
Volksrepublik China, die
Deutsche Demokratische Re-
publik, die Demokratische
Volksrepublik Korea, die Mon-
golei, Polen, Rumänien, die
Tschechoslowakei, die Union der
Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken, die Demokratische Repu-
blik Vietnam.

Anlage B
PLAN FÜR PERIODISCHE
KONSULTATIONEN ZWI-
SCHEN UNGARN UND DEN
VERTRAGSPARTEIEN GE-
MÄSS ZIFFER 6 DES PRO-

TOKOLLS

Die Konsultationen werden
nach den folgenden Richtlinien
durchgeführt:

(i) Ungarische Ausfuhren
a) Allgemeine Entwicklung

und geographische Verteilung
der ungarischen Ausfuhren
nach Vertragsparteien und der
gesamten ungarischen Ausfuh-
ren.

b) Die Entwicklung der un-
garischen Ausfuhren bei ver-
schiedenen Warengruppen, z. B.
landwirtschaftliche Waren, Roh-
stoffe, Halbfertigwaren, Ma-
schinen und Konsumgüter.

1) Die in dieser Liste verwende-
ten Bezeichnungen drücken keinerlei
Meinung über den rechtlichen Status
eines Landes oder Gebietes oder
seiner Behörden aus, auch nicht
über die Gestaltung seiner Grenzen.
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c) Maßnahmen, die gemäß
Ziffer 4 des Protokolls von
Vertragsparteien ergriffen wur-
den, die gegenüber ungarischen
Ausfuhren mengenmäßige Be-
schränkungen aufrechterhalten,
die im Widerspruch zu Arti-
kel XIII des Allgemeinen Ab-
kommens stehen.

d) Andere Fragen betreffend
ungarische Ausfuhren.

(ii) Ungarische Einfuhren
a) Allgemeine Entwicklung

und geographische Verteilung
der ungarischen Einfuhren aus
den Vertragsparteien und der
gesamten ungarischen Einfuh-
ren.

b) Entwicklung der ungari-
schen Einfuhren bei verschiede-
nen Warengruppen, z. B. land-
wirtschaftliche Waren, Roh-
stoffe, Halbfertigwaren, Maschi-
nen und Konsumgüter.

c) Andere Fragen betreffend
ungarische Einfuhren.

(iii) Entwicklungen in den
Handelsvorschriften Ungarns,
soweit sie durch Ziffer 3 lit. a
erfaßt sind, und Überprüfung
der Wirksamkeit der Bemühun-
gen Ungarns gemäß Ziffer 3
lit. b des Protokolls.

Die von den gemäß Bundesgesetz vom 8. April 1974, BGBl. Nr. 208, die Funktionen des Bundes-
präsidenten ausübenden Präsidenten des Nationalrates unterzeichnete und vom Bundeskanzler
gegengezeichnete Ratifikationsurkunde wurde am 9. Mai 1974 beim GATT-Sekretariat hinterlegt;
das Protokoll ist gemäß seinem Teil III Abs. 11 am 9. September 1973 in Kraft getreten.

Häuser
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